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An das

Amt der Steiermärkischen Landesregierung

Fachabteilung 13 C Naturschutz

zH Herrn Hofrat Dr. Johann Zebinger

Karmeliterplatz 2

8010 Graz

Wien, am 20. September 2005

Kraftwerk an der Koppentraun/Naturschutzrechtliches Verfahren
Sehr geehrter Herr Hofrat,

unter Bezugnahme auf das von Ihnen durchzuführende Bewilligungsverfahren gemäß §§ 6 und 7 Steiermärkisches NSchG 1976  betreffend das Bewilligungsansuchen der Fa. Zotter für die Errichtung eines Wasserkraftwerks an der Koppentraun erlauben wir uns, Ihnen folgende Stellungnahme zur Kenntnis zu bringen.

Prozessgegenstand des Verfahrens ist die Errichtung eines Wasserkraftwerks an der Koppentraun. Die Koppentraun würde im Zuge der Errichtung und des Betriebs des Kraftwerks einerseits durch bestimmte bauliche Eingriffe berührt, andererseits würde die Wasserentnahme einen Eingriff in die Ökologie des Flusses darstellen. 

Der Fluss steht im Eigentum der Republik Österreich und bloß in Verwaltung durch die ÖBf AG als Fruchnießer. Es ist zu beachten, dass die Frage derartiger Inanspruchnahmen nicht in die Rechtssphäre des Fruchtnießers, sondern in die des Eigentümers fällt, und daher nur dieser eine diesbezügliche Zustimmung erteilen kann und ihm Parteistellung im Verfahren zukommt.

Zur näheren Begründung

Vermöge ihres Rechtsanspruchs als Eigentümerin kommt der Republik Parteistellung gemäß § 8 AVG im naturschutzrechtlichen Verfahren zu. Der ÖBf AG ist nach dem Bundesforstegesetz 1996 lediglich ein Fruchtgenussrecht (unter Verweis auf die §§ 509 ff ABGB) an der Koppentraun eingeräumt. Nach den zivilrechtlichen Bestimmungen über den Fruchtgenuss und folgend der Judikatur des OGH
 ist es der ÖBf AG verwehrt, die Zweckbestimmung und Bewirtschaftungsart des Flusses zu ändern. Bisher bestand die Nutzung der Koppentraun im Wesentlichen bloß in der Fischerei sowie Freizeit- und Sportaktivitäten. Die Zustimmung zu einer energiewirtschaftlichen Nutzung der Koppentraun würde daher eine Überschreitung des Fruchtgenussrechts der ÖBf AG darstellen. 

Außerdem ist der Fruchtnießer zu schonender Ausübung seines Rechtes verpflichtet. Er darf in die Substanz der Sache nicht eingreifen. Die Wasserentnahme aus einem Fluss stellt einen Eingriff in dessen Substanz dar, der einzig dem Eigentümer zusteht.

Der ÖBf AG ist es daher verwehrt, einer Nutzung der Koppentraun für die Errichtung und den Betrieb eines Kraftwerkes zuzustimmen. Die ÖBf AG ist nicht berechtigt, die Eigentümerin Republik Österreich diesbezüglich zu vertreten. Das Recht der Zustimmung zur Inanspruchnahme des Flusses für eine Kraftwerkserrichtung verbleibt der Republik Österreich. Sie ist daher Partei des naturschutzrechtlichen Verfahrens.  

Die der Behörde vorliegende Zustimmungserklärung von Herrn DI Andreas Gruber vom Forstbetrieb Inneres Salzkammergut der ÖBf AG an die Wasserkraftwerk Koppentraun GmbH mit dem Wortlaut

„... der Forstbetrieb Inneres Salzkammergut der ÖBf AG stimmt der Inanspruchnahme von Grundflächen im Bereich der Grundstücke Nr, 1141/1, 1141/2, 1141/3 und 110/1 alle KG Reitern ... im Zuge der Errichtung und Betreibung von Rohrleitungen und E-Leitungen für das Wasserkraftwerk Koppentraun zu.“

ist daher als klare Überschreitung der Kompetenzen der ÖBf AG als Fruchtnießer ein rechtswidriger Akt. 

Da sich die Parteistellung der Republik als Eigentümerin des Flusses eindeutig ergibt, würde ein vorsätzliches Übergehen der Republik als Partei im naturschutzrechtlichen Verwaltungsverfahren den Tatbestand des § 302 StGB, Missbrauch der Amtsgewalt, erfüllen, da die Republik derart vorsätzlich an ihrem Eigentumsrecht geschädigt würde.

Wir dürfen Sie daher dringend auffordern, den Bundesminister (BM) für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft als Eigentümervertreter von dem Verwaltungsverfahren in Kenntnis zu setzen.

Darüber hinaus ist jedoch darauf hinzuweisen, dass auch der BM aufgrund der Bindungswirkung der Bestimmung über die Einräumung eines Fruchtgenussrechts im Bundesforstegesetz 1996 nicht bevollmächtigt ist, einer Inanspruchnahme der in die Verwaltung durch die ÖBf AG übertragenen Liegenschaften über den Fruchtgenuss hinaus zuzustimmen. So ist es auch dem BM verwehrt, einer Änderung der Zweckbestimmung oder Bewirtschaftungsart - hin zu einer energiewirtschaftlichen Nutzung - der Koppentraun zuzustimmen. Einzig eine verfassungsrechtliche Neuregelung könnte einen Kraftwerksbau an der Koppentraun ermöglichen.

Da aus den genannten Gründen eine Zustimmung des Eigentümers nicht erfolgen kann – weder durch die ÖBf AG noch durch den zuständigen BM –, fordern wir Sie auf, das Bewilligungsansuchen unverzüglich zurück zu weisen. 

In Erwartung Ihrer Stellungnahme 
verbleiben wir

mit freundlichen Grüßen

Dr. Gerhard Heilingbrunner
Präsident
Beilagen:

· Grundbuchsauszug, KG 67009 Reitern

· Zustimmungserklärung, ÖBf AG

� siehe zur Abgrenzung Eigentümer – Fruchtnießer ausführlich folgende Literatur: Kiendl-Wendner  in Schwimann, ABGB3 II, § 509 Rz 1; Klang2 II 582; Hofmann in Rummel3, § 509 Rz 3; 


sowie insbesondere folgende Judikatur: Miet 30.057; JBl 1989, 103; SZ 60/28; OGH in JBl 1987, 376; WoBl 1998, 311; WoBl 1992/3.








